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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

04.07.2007 

Geschäftszahl 

2006/08/0007 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2005/08/0035 E 20. Dezember 2006 RS 3 

Stammrechtssatz 

Von einer ungerechtfertigten Weigerung des Arbeitslosen, an Maßnahmen zur Schulung, Umschulung oder 
Wiedereingliederung teilzunehmen, kann nur dann gesprochen werden, wenn sich die Zuweisung auf eine 
zulässige Maßnahme bezieht (vgl. z.B. das Erkenntnis vom 18. Oktober 2000, Zl. 99/08/0027) und die 
Weigerung in objektiver Kenntnis des Inhaltes, der Zumutbarkeit und der Erforderlichkeit einer solchen 
Maßnahme erfolgt. Dazu muss die Behörde die Voraussetzungen für eine solche Zuweisung ermittelt und das 
Ergebnis ihres Ermittlungsverfahrens dem Arbeitslosen - unter Hinweis auf die Rechtsfolgen einer Weigerung - 
zur Kenntnis gebracht haben. 


